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596. Verordnung der Bundesregierung über
die Sommerzeit in den Kalenderjahren 1993

und 1994

Auf Grund des § 2 Abs. 1 und 4 des Zeitzählungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 78/1976, in der Fassung BGBl.
Nr. 52/1981 wird verordnet:

1. Im Kalenderjahr 1993 beginnt die Sommerzeit
am 28. März 1993 um 2.00 Uhr Mitteleuropäische
Zeit (MEZ) und endet am 26. September 1993 um
3.00 Uhr Mitteleuropäische Sommerzeit (MESZ).

2. Im Kalenderjahr 1994 beginnt die Sommerzeit
am 27. März 1994 um 2.00 Uhr Mitteleuropäische
Zeit (MEZ) und endet am 25. September 1994 um
3.00 Uhr Mitteleuropäische Sommerzeit (MESZ).

Vranitzky Busek Dohnal Weiss
Mock Schüssel Hesoun Lacina
Ausserwinkler Löschnak Michalek Fasslabend
Fischler Feldgrill-Zankel Scholten Klima

597. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die
Patent-, Marken- und Musterverordnung ge-

ändert wird

Auf Grund
1. des § 169 des Patentgesetzes 1970, BGBl.

Nr. 259, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 418/1992,

2. des § 42 Abs. 1 des Markenschutzgesetzes
1970, BGBl. Nr. 260, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 418/1992, und

3. des § 44 Abs. 2 des Musterschutzgesetzes
1990, BGBl. Nr. 497,

wird verordnet:

Die Patent-, Marken- und Musterverordnung,
BGBl. Nr. 98/1985, zuletzt geändert durch die
Verordnung BGBl. Nr. 716/1990, wird wie folgt
geändert:

1. Die Promulgationsklausel lautet:

„Auf Grund
1. der §§ 64 Abs. 3, 67, 92, 95 Abs. 3, 101 Abs. 3,

168 Abs. 4 und 169 des Patentgesetzes 1970,
BGBl. Nr. 259, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 418/1992,

2. der §§ 18 Abs. 2, 24 Abs. 3, 42 Abs. 1 und 70
Abs. 1 des Markenschutzgesetzes 1970, BGBl.
Nr. 260, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 418/1992, und

3. der §§ 18 Abs. 2 und 3, 20 Abs. 3, 43 Abs. 1
und 44 Abs. 2 des Musterschutzgesetzes 1990,
BGBl. Nr. 497,

wird — hinsichtlich des § 168 Abs. 4 des Patentge-
setzes 1970, des § 70 Abs. 1 des Markenschutzgeset-
zes 1970 und des § 43 Abs. 1 des Musterschutzge-
setzes 1990 im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Finanzen — verordnet:"

2. § 4 Abs. 4, 5 und 6 lauten:

„(4) Die Zahlung der an das Patentamt zu
leistenden Gebühren mit Ausnahme der in Abs. 2
genannten Gebühren ist bei Verwendung numerier-
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ter Erlagscheine des Patentamtes durch Überrei-
chung der Auftragsbestätigung im Original oder in
Kopie nachzuweisen. In allen übrigen Fällen ist der
urschriftliche Einzahlungs- oder Überweisungsbe-
leg vorzulegen. Stehen die erforderlichen Belege
dem Einzahler nicht mehr zur Verfügung, kann die
Zahlung durch Vorlage von Ersatzbelegen (Abs. 6)
nachgewiesen werden.

(5) Werden Belege gemäß Abs. 4 nicht innerhalb
der zur Nachreichung einzuräumenden Frist
überreicht, so ist das Begehren zurückzuweisen;
§ 99 Abs. 5 und § 171 Abs. 1 des Patentgesetzes
1970 werden dadurch nicht berührt.

(6) Ersatzbelege im Sinne des Abs. 4 sind-
urschriftliche Bestätigungen

1. der Österreichischen Postsparkasse über die
Gutschrift auf dem Postscheckkonto des
Österreichischen Patentamtes,

2. eines Geldinstitutes über die Überweisung auf
das Postscheckkonto des Österreichischen
Patentamtes."

3. § 20 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Die Promulgationsklausel und § 4 Abs. 4, 5
und 6 treten mit 1. November 1992 in Kraft."

Schüssel

598. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Auflassung eines für den Durchzugsverkehr
entbehrlich gewordenen Abschnittes der B 19
Tullner Straße im Bereich der Stadtgemeinde

Tulln

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 420/1992 wird verord-
net:

Der Straßenteil der B 19 Tullner Straße von
km 47,997 bis km 50,710 wird, soweit er durch die
Umlegung auf den bereits fertiggestellten und
verkehrsübergebenen — mit Verordnung vom
10. Mai 1976, BGBl. Nr. 227, bestimmten — Baulos
„Donaubrücke Tulln — Schmidabrücke" für den
Durchzugsverkehr entbehrlich wurde, als Bundes-
straße aufgelassen.

Im einzelnen ist der als Bundesstraße aufgelas-
sene Straßenabschnitt aus den beim Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt
der Niederösterreichischen Landesregierung sowie
bei der Stadtgemeinde Tulln aufliegenden Planun-
terlagen (Plan Nr. B 19/90-86 im Maßstab 1 : 2000)
zu ersehen.

Schüssel

599. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Auflassung eines für den Durchzugsverkehr
entbehrlich gewordenen Abschnittes der B 38
Böhmerwald Straße im Bereich der Marktge-

meinde Langschlag

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 420/1992 wird verord-
net:

Der Straßenteil der B 38 Böhmerwald Straße von
km 15,959 bis km 16,519 wird, soweit er durch die
Umlegung auf den bereits fertiggestellten und
verkehrsübergebenen — mit Verordnung vom
26. August 1986, BGBl. Nr. 500, bestimmten —
Abschnitt „Ortsdurchfahrt Langschlag" für den
Durchzugsverkehr entbehrlich wurde, als Bundes-
straße aufgelassen.

Im einzelnen ist der als Bundesstraße aufgelas-
sene Straßenabschnitt aus den beim Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt
der Niederösterreichischen Landesregierung sowie
bei der Marktgemeinde Langschlag aufliegenden
Planunterlagen (Plan Nr. B 38/47-86 im Maßstab
1 :2 000) zu ersehen.

Schüssel

600. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales, mit der die Notstandshilfe-

verordnung geändert wird

Auf Grund des § 36 Abs. 1 des Arbeitslosenversi-
cherungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 416/
1992, wird verordnet:

Die Verordnung vom 10. Juli 1973, BGBl.
Nr. 352/1973, zuletzt geändert mit Verordnung
BGBl. Nr. 429/1990, betreffend Richtlinien für die
Gewährung der Notstandshilfe (Notstandshilfever-
ordnung) wird wie folgt geändert:

Dem § 6 werden folgende Abs. 8 und 9 angefügt:

„(8) Hat der Ehepartner (Lebensgefährte bzw.
die Lebensgefährtin) ein schwankendes Einkom-
men, wie zB Akkordverdienste, regelmäßige, aber
ungleiche Überstundenleistungen, so ist der Anrech-
nung jeweils das durchschnittliche Erwerbseinkom-
men der letzten drei vollen Monate für den
Anspruch auf Notstandshilfe für die darauffolgen-
den sechs Monate zugrunde zu legen. Zwischenzei-
tige Erhöhungen oder Verminderungen des
schwankenden Einkommens bewirken keine Ände-
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rung der zuerkannten Notstandshilfe. Fällt das
schwankende Erwerbseinkommen zur Gänze weg,
ist der Anspruch auf Notstandshilfe neu zu
bemessen.

(9) Bei der Anwendung des Abs. 8 ist eine
Neubemessung des Anspruches auf Notstandshilfe
auf Antrag des Leistungsbeziehers auch dann
vorzunehmen, wenn die Methoden der Entgeltfin-
dung geändert werden, zB Übergang von Akkord-
zu Prämienentlohnung, oder durch Neubewertung
der Entgeltfindung der mittlere Verdienst im
Beurteilungszeitraum nach unten absinkt."

Hesoun

6 0 1 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft und des Bundesmini-
sters für wirtschaftliche Angelegenheiten über
die Erhebung der Weingartenflächen, der
Weinernte, des Weinbestandes und der Weinla-

gerkapazität

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesstatistikge-
setzes 1965, BGBl. Nr. 91, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 448/1990, und des § 3
Abs. 1 des LFBIS-Gesetzes, BGBl. Nr. 448/1980, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 597/
1981 wird durch den Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft und auf Grund des § 2 Abs. 2 des
Bundesstatistikgesetzes 1965 wird hinsichtlich der
Gewerbeordnung 1973, BGBl. Nr. 50/1974, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 146/
1992, unterliegenden Betriebe durch den Bundesmi-
nister für wirtschaftliche Angelegenheiten, bezüg-
lich des § 6 jeweils im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen, verordnet:

§ 1. Das Österreichische Statistische Zentralamt
hat im Jahre 1992 zum Stichtag 30. November eine
Erhebung der Weingartenflächen, der Weinernte,
des Weinbestandes und der Weinlagerkapazität
durchzuführen.

§ 2. (1) Gegenstand der Erhebung der Weingar-
tenflächen sind sämtliche Rebflächen in allen
Ländern, ohne Rücksicht auf deren Größe,
Ertragsfähigkeit und Erziehungsart. Die Erhe-
bungsmerkmale sind der Anlage zu entnehmen, die
einen Bestandteil der Verordnung bildet.

(2) Zur Auskunftserteilung verpflichtet sind die
Bewirtschafter (Eigentümer, Pächter, Nutznießer)
von Weingartenflächen oder deren Beauftragte.

§ 3. Die gemäß § 2 Abs. 2 zur Auskunftserteilung
verpflichteten Personen haben die ihnen von ihrer
Wohnsitzgemeinde zur Verfügung gestellten Be-
triebsbogen in der Zeit vom 30. November bis

11. Dezember 1992 auszufüllen und dieser Ge-
meinde zurückzustellen. Hiebei ist seitens der
Gemeinde vorzusorgen, daß die bei den Erhebun-
gen gemachten Angaben geheimgehalten werden
und unbefugten Dritten nicht zugänglich sind.

§ 4. (1) Bei der Erhebung der Weinernte, des
Weinbestandes und der Weinlagerkapazität haben
die Gemeinden — einschließlich der Städte mit
eigenem Statut — die von Weinproduzenten,
Weinhandelsbetrieben und Winzergenossenschaf-
ten erstatteten Ernte- und Bestandsmeldungen
gemäß Anlage 2 und 4 des Weingesetzes 1985,
BGBl. Nr. 444, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 10/1992, heanzuziehen.

(2) Die Gemeinden haben die Vollzähligkeit des
Einlangens der Ernte- und Bestandsmeldungen zu
prüfen. Sie haben in die vom Österreichischen
Statistischen Zentralamt zur Verfügung gestellten
Betriebslisten aus den Erntemeldungen die gesamte
bepflanzte und die ertragsfähige Weingartenfläche
des Betriebes, die im Erntejahr eingefüllte eigene
Wein-(Most-)Ernte, die Menge an verkauften
Trauben und -maische sowie die Menge an
verkauftem Most und Sturm zu übertragen. Aus den
Bestandsmeldungen zum 30. November 1992 sind
die gesamte Weinlagerkapazität (Fässer, Tanks,
Zisternen, Flaschen) und der gesamte Weinbestand
des Betriebes, gegliedert nach Tafelwein, Landwein,
Qualitätswein, Prädikatswein, versetztem Wein,
ausländischem Wein, Verschnitt von in- mit
ausländischem Wein und sonstigem Wein (zB
Brennwein) zu übertragen. Weiters haben sie
Gemeindesummen zu bilden und diese in die vom
Österreichischen Statistischen Zentralamt zur Ver-
fügung gestellten Gemeindeblätter (Urschrift und
Reinschrift) zu übertragen.

§ 5. Die Gemeinden — ausgenommen die Städte
mit eigenem Statut — haben bei der Erhebung der
Weingartenflächen die Betriebsbogen, bei den
übrigen Erhebungen die Betriebslisten und die
Gemeindeblatt-Reinschrift bis 31. Dezember 1992
der zuständigen Bezirkshauptmannschaft vorzule-
gen. Die Bezirkshauptmannschaften und die Magi-
strate der Städte mit eigenem Statut haben diese
Unterlagen bis 11. Jänner 1993 an das Österreichi-
sche Statistische Zentralamt weiterzuleiten.

§ 6. Den Gemeinden ist für die ihnen bei der
Mitwirkung an den Erhebungen entstehenden
Kosten für jeden ausgefüllten Betriebsbogen der
Erhebung der Weingartenflächen eine Abfindung
von S 6,70 zu gewähren. Der gleiche Betrag gebührt
den Gemeinden für jeden bei der Erhebung der
Weinernte, des Weinbestandes und der Weinlager-
kapazität erfaßten Betrieb.

§ 7. Das Österreichische Statistische Zentralamt
hat die gemäß § 2 und § 4 ermittelten Einzeldaten
bezüglich der Weingartenflächen, der Weinernte
sowie des Weinbestandes und der Weinlagerkapazi-
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tät in landwirtschaftlichen Betrieben an den
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft zur
Aufnahme in das land- und forstwirtschaftliche
Betriebsinformationssystem (LFBIS) zu übermitteln.

Fischler Schüssel

Anlage

Ertragsfähige Weinsorten

Weißwein

Rotwein

Noch nicht ertragsfähige Weinsorten

Weißwein

Rotwein

Bepflanzte Weingartenfläche insgesamt

Schnittweingärten

Rebschulen

Bepflanzte Weingartenfläche nach

dem Alter der Anlagen

unter 3 Jahre

3 bis 9 Jahre alt

10 bis 19 Jahre alt

20 Jahre alt und mehr

Weißweinsorten

Bouvier

Frühroter Veltliner

Goldburger

Grauer Burgunder (Ruländer)

Grüner Veltliner

Müller-Thurgau

Muskateller

Muskat-Ottonel

Neuburger

Roter Veltliner

Rotgipfler

Sauvignon Blanc (Muskat-Sylvaner)

Scheurebe (Sämling 88)

Sylvaner

Traminer (Gewürztraminer)

Weißer Burgunder und Chardonnay (Morillon)

Weißer Riesling (Rheinriesling)

Welschriesling

Zierfandler (spätrot)

Andere Weißweinsorten

Gemischter Satz

Rotweinsorten

Blauburger

Blauer Burgunder

Blauer Portugieser

Blauer Wildbacher

Blaufränkisch

St. Laurent

Zweigelt

Andere Rotweinsorten

Gemischter Satz

602. Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst, mit der die Eröffnungs-
und Teilungszahlenverordnung geändert wird

Auf Grund des § 57 in Verbindung mit § 43
Abs. 3 des Schulorganisationsgesetzes, BGBl.
Nr. 242/1962, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 408/1991, wird verordnet:

Die Eröffnungs- und Teilungszahlenverordnung,
BGBl. Nr. 86/1981, zuletzt geändert durch die
Verordnung BGBl. Nr. 478/1990, wird wie folgt
geändert:

1. Im § 6 Abs. 1 lautet die Einleitung der Z 9:
„9. im Unterricht in Werkstätte (einschließlich des

Werkstättenanteiles im Unterrichtsgegenstand
„Werkstätte einschließlich Fertigungslehre
und Maschinenkunde" an Fachschulen und
Höheren Lehranstalten für Mode und Beklei-
dungstechnik) sowie an höheren land- und
forstwirtschaftlichen Lehranstalten im Unter-
richtsgegenstand „Praktikum" und in der
1. Klasse an Handelsschulen im Unterrichts-
gegenstand „Betriebswirtschaftliche Übungen
einschließlich Projektarbeit" bei einer Klas-
senschülerzahl von 20 Schülern, sofern nicht
lit. a bis e Anwendung finden;".
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2. Im § 6 Abs. 1 Z 9 wird nach lit. d eingefügt:
,,e) in der 2. und 3. Klasse an Handelsschulen im

Unterrichtsgegenstand „Betriebswirtschaftli-
che Übungen einschließlich Projektarbeit" ab
einer Schülerzahl von 16 Schülern,".

3. Im § 10 erhält der bisherige Text die
Absatzbezeichnung „(1)" und wird folgender Abs. 2
angefügt:

„(2) § 6 Abs. 1 Z 9 dieser Verordnung in der
Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 602/1992 tritt
mit Ablauf des Tages der Kundmachung im
Bundesgesetzblatt in Kraft."

Scholten

603. Kundmachung des Bundesministers für
Inneres über die Aufhebung einer Plakatie-
rungsverordnung gemäß § 48 MedienG durch

den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG und gemäß § 60
Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 24. Juni 1992, V 304/91, als gesetzwidrig
aufgehoben:

Die Verordnung der Bezirkshauptmannschaft
Mattersburg vom 23. September 1982, Zl. XI-
M-27/1-1982, betreffend die Regelung des Plaka-
tierungswesens im Bereich der Stadtgemeinde
Mattersburg, kundgemacht im Landesamtsblatt für
das Burgenland 41. Stück/1982, idF der Verord-
nungen vom 4. Oktober 1984, Zl. XI-M-63/4-1984,
Landesamtsblatt für das Burgenland 43. Stück/
1984, 9. Mai 1986, Zl. XI-M-42/5-1986, Landes-
amtsblatt für das Burgenland 21. Stück/1986, und
10. Jänner 1989, Zl. XI-M-85/6-1988, Landesamts-
blatt für das Burgenland 3. Stück/1989, samt
Beilage.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 30. No-
vember 1992 in Kraft.

Löschnak
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